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Bürgergeld 2025: Nullrunde trotz
gesunkener Inflation

Bundesarbeitsminister Heil kündigt für 2025 eine Nullrunde
beim Bürgergeld an, begründet durch sinkende Inflation

und gesetzliche Vorgaben.

Die Pläne für das Bürgergeld nehmen eine unerwartete
Wendung: Im kommenden Jahr werden die monatlichen
Zahlungen nicht erhöht. Hubertus Heil, der
Bundesarbeitsminister der SPD, äußerte sich in einem Interview
mit dem Fernsehsender RTL über diese Entscheidung und
sprach von einer so genannten „Nullrunde“. Dies bedeutet, dass
die bestehenden Regelsätze, die bereits seit 2024 die Grundlage
für die Sozialleistungen bilden, im Jahr 2025 unverändert
bleiben.

Heil erklärte, dass die gesetzlich festgelegten Berechnungen der
Regelbedarfe, die den aktuellen Inflationsraten Rechnung tragen
müssen, zu dieser Entscheidung führten. Mit einer Inflationsrate



von zuletzt nur noch 1,9 Prozent sei eine Erhöhung der
Bürgergeldbeträge nicht gerechtfertigt. „Und das ist auch richtig
so“, fügte er hinzu. Dennoch betonte der Minister die
Notwendigkeit, Menschen in Not zu unterstützen, und verwies
darauf, dass das Bürgergeld als Existenzminimum ausgelegt ist:
„Nicht mehr, aber auch nicht weniger.“

Hintergründe zur Nullrunde

Die Entscheidung, die Beträge für das Bürgergeld nicht zu
erhöhen, steht im Kontext der letzten Erhöhung im Jahr 2024,
die mehr als zwölf Prozent betrug. Diese Erhöhung stellte sich
rückblickend als überzogen heraus, da die Inflation in den
Vorhersagen überschätzt wurde. In der Folge hat sich die
Nullrunde bereits seit Ende letzten Jahres angedeutet. Ab dem 1.
Januar 2025 werden Alleinlebende weiterhin monatlich 563 Euro
erhalten, während Partner und Kinder etwas weniger
bekommen.

Ein überraschender Kommentar kam von Marco Buschmann,
dem Bundesjustizminister der FDP, der sogar eine mögliche
Senkung des Bürgergeldes in den Raum stellte. Dies zeigt, dass
innerhalb der Koalition unterschiedliche Ansichten über die
Zukunft des Sozialhilfesystems existieren. Die Debatte um das
Bürgergeld ist also nicht nur eine Frage des Geldes, sondern
auch eine politische Auseinandersetzung. Die SPD hatte sich mit
der Einführung des Bürgergeldes von dem ungeliebten Hartz IV
abgrenzen wollen, doch die Strategie scheint nicht den
gewünschten Rückhalt zu verschaffen.

Die Kritik an dieser Politik ist nicht neu. Vor dem Hintergrund der
letzten Wahlkämpfe hat sich die SPD in einer schwierigen Lage
befunden. Der erhoffte Rückhalt der Wähler ließ auf sich warten,
und die Strategie, mit dem Bürgergeld verlorene Wähler
zurückzugewinnen, scheint ins Stocken geraten zu sein. Ärzte
und Sozialarbeiter beklagen die unzureichende Unterstützung
für Bedürftige und warnen vor den negativen Folgen dieser
politischen Entscheidungen.



Mit einem feinen Gespür für die aktuellen wirtschaftlichen
Bedingungen scheint die Regierung eine Balance zwischen den
Bedürfnissen der Bürger und den steuerlichen Möglichkeiten
finden zu müssen. Was anfangs als Lösung für das Hartz IV-
Problem angesehen wurde, wirft nun Fragen auf, ob die
Unterstützung wirklich ausreicht und die politischen
Versprechen gehalten werden können. Die kommenden Monate
werden entscheidend sein, um zu sehen, wie sich die Diskussion
um das Bürgergeld weiterentwickeln und ob die Bürger und
Bürgerinnen diese Entscheidung akzeptieren werden.
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